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Beratungen zum Bundeshaushalt 2010
Bundeshaushalt steht noch im Zeichen der Krisenbekämpfung – Persönliche Notizen

Die erste Sitzungswoche des Deutschen
Bundestages im Jahr 2010 stand ganz im
Zeichen der parlamentarischen Beratungen
über den Bundeshaushalt 2010. In erster
Lesung debattierte das Parlament über den
von Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble vorgelegten Haushaltsentwurf.

Bei der Haushaltsaufstellung und bei den
jetzt beginnenden Beratungen wurde sehr
schnell deutlich, dass unser Land mit der
notwendigen Konsolidierung des Bundes-
haushalts vor einer haushalts- und finanz-
politischen Herausforderung steht, für die
es in der jüngeren Geschichte der Bundes-
republik Deutschland kein Beispiel gibt.

Neben der angestrebten zügigen Wieder-
einhaltung des 3-Prozent-Defizitkriteriums
des Europäischen Stabilitäts- und Wach-
stumspaktes erfordert insbesondere die
zwingende Einhaltung der neuen Schulden-
regel des Grundgesetzes eine Reduzierung
des strukturellen Defizits im Bundeshaus-
halt um rund 60 Mrd. € in gleichbleibenden
Abbauschritten bis zum Jahr 2016.

Mit den nun beginnenden parlamentari-
schen Beratungen zum Bundeshaushalt
2010 gehen wir einen ersten wichtigen
Schritt zur Bewältigung dieser großen He-
rausforderung. Da das Haushaltsgesetz
2010 aufgrund der Bundestagswahlen erst
im Laufe des Jahres 2010 verkündet wer-

den kann, gilt bis zu diesem Zeitpunkt die
vorläufige Haushaltsführung, die gemäß
Artikel 111 Grundgesetz starken Restriktio-
nen unterliegt.

Ehrgeiziges Ziel der Koalition ist es daher,
die parlamentarischen Beratungen bis En-
de März 2010 abgeschlossen zu haben,
damit die Veröffentlichung im Bundesge-
setzblatt noch im April 2010 erfolgen kann.
Die zweite und dritte Lesung zum Bundes-
haushalt 2010 ist daher auch bereits für die
11. KW (15. bis 19. März 2010) vorgese-
hen. Mit der schnellstmöglichen Beendi-
gung der vorläufigen Haushaltsführung un-
terstützen wir eine effektive und rasche
Umsetzung der im Bundeshaushalt 2010
vorgesehenen konjunkturstützenden Maß-
nahmen.

Die außergewöhnliche Kürze der parlamen-
tarischen Beratungszeit erfordert einen
straffen Ablauf der anstehenden Beratun-
gen. So wird der Haushaltsausschuss in
den kommenden drei Sitzungswochen des
Deutschen Bundetages alle Einzelpläne der
verschiedenen Ressorts beraten.

Dabei ist für uns völlig klar: Die Höhe der
Nettokreditaufnahme mit 85,8 Mrd. €, die
der historischen Finanz- und Wirtschaftskri-
se geschuldet ist, bildet die absolute Ober-
grenze für das Haushaltsjahr 2010.
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Mit Blick auf die Einhaltung der Schulden-
regel im Grundgesetz und des dadurch er-
forderlichen Konsolidierungsvolumens ab
dem Haushalt 2011 wird es jedoch auch
bereits in diesem Jahr unser gemeinsames
Ziel sein, die Nettokreditaufnahme – wo
möglich – in den Haushaltsberatungen wei-
ter zu senken.

Uns leiten vor diesem Hintergrund folgende
Kriterien: Einnahmen und Ausgaben sind in
jedem Einzelplan kritisch auf den Prüfstand
zu stellen, um möglichst zusätzliche Ein-
sparpotentiale zu erwirtschaften. Maßnah-
men mit zusätzlichen Haushaltsbelastun-
gen auf der Einnahmen- oder auf der Aus-
gabenseite sind dagegen dauerhaft im glei-
chen Politikbereich gegen zu finanzieren.

Für unsere Haushälter steht in diesem Zu-
sammenhang fest: Erhöhungen der Ausga-
ben oder Reduzierungen der Einnahmen
eines Einzelplans kommen im Hinblick auf
das vorrangige Konsolidierungsziel des
Bundeshaushalts nicht in Betracht.

Zur Verbesserung der Qualität und Nach-
haltigkeit des Haushalts sind Möglichkeiten
zur Stärkung investiver Ausgaben gegen
entsprechende Umschichtungen aus dem
konsumtiven Bereich in möglichst großem
Umfang zu suchen und zu nutzen.

Die Stärkung der Investitionen bildet die
Grundlage für ein stabiles Wirtschafts-
wachstum in der Zukunft. Nur mit einer sta-
bil wachsenden Wirtschaft erreichen wir
unsere Ziele: 1. gestärkt aus der Krise her-
vorzugehen und 2. im Sinne nachfolgender
Generationen, so rasch wie möglich wieder
einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.

Weitere Entlastung der Bürger

Das entschlossene Handeln der Bundesre-
gierung im letzten Jahr hat den Finanz-
markt stabilisiert und die konjunkturelle Tal-
fahrt gestoppt. Insbesondere der Arbeits-
markt ist so stabil wie nirgendwo sonst: Der
Anstieg der Arbeitslosigkeit konnte so stark
begrenzt werden wie in keinem anderen
Industrieland weltweit.

Nun gilt es, weitere Wachstumsimpulse zu
setzen, um zu einem selbsttragenden Auf-
schwung zu kommen. Der Schlüssel dafür
liegt in der Kaufkraft der Bürgerinnen und
Bürger, die spürbar gestärkt wird.

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsge-
setz und dem Sozialversicherungs-
Stabilisierungsgesetz sorgen wir für steuer-
liche Entlastungen und verhindern zusätzli-
che Belastungen durch steigende Sozial-
beiträge. Die unionsgeführte Bundesregie-
rung hält Wort: Die Entlastung der Bürge-
rinnen und Bürger bleibt eines unserer
Hauptanliegen.

Wir werden entsprechend des Koalitions-
vertrages die große Steuerstrukturreform
umsetzen. Einzelheiten werden im Lichte
der aktualisierten Wirtschafts-, Wachstums-
und Steuerdaten nach der Steuerschätzung
im Mai 2010 erarbeitet und entschieden.

Von den vereinbarten 24 Milliarden Euro
haben wir bereits Familienentlastungen in
Höhe von 4,6 Milliarden Euro durchgesetzt.
Es bleibt dabei, dass der Bildungspakt von
Bund und Ländern mit einem Aufwuchs der
Ausgaben für Forschung und Bildung auf
10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis
2015 umgesetzt wird. Wir werden die
Haushalte nach Maßgabe der im Grundge-
setz verankerten Schuldenbremse konsoli-
dieren.

2009: Stärkste Rezession seit 1945

Der Wirtschaftseinbruch 2009 war die
stärkste Rezession in Deutschland seit
1945: Im vergangenen Jahr ist die
deutsche Wirtschaft so stark geschrumpft
wie noch nie in der Nachkriegszeit. Um in-
sgesamt 5 Prozent ging das Bruttoin-
landsprodukt preisbereinigt zurück. Der
wirtschaftliche Einbruch fand hauptsächlich
im Winterhalbjahr 2008/2009 statt. Im Jah-
resverlauf zeichnete sich eine leichte Stabi-
lisierung der Wirtschaftsentwicklung auf
dem neuen, niedrigen Niveau ab. Damit ist
die deutsche Wirtschaftsleistung zum ers-
ten Mal seit sechs Jahren zurückgegangen.
(Quelle: Statistisches Bundesamt)
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Internet und digitale Gesellschaft

Das Internet entwickelt sich zu einem integ-
ralen Bestandteil des Lebens vieler Men-
schen. Für eine überwältigende Mehrheit
der Bevölkerung gehört die Nutzung des
Internets längst zum Alltag.

Die Koalition von CDU, CSU und FDP hat
sich im Koalitionsvertrag eindeutig zur Frei-
heit des Internet bekannt: "Das Internet ist
das freiheitlichste und effizienteste Informa-
tions- und Kommunikationsforum der Welt“.
Gesellschaftliche Veränderungen finden
maßgeblich im und mit dem Internet statt.

Der Staat muss Rahmenbedingungen set-
zen, um das Internet als freiheitliches Me-
dium zu schützen sowie seine Funktionsfä-
higkeit und Integrität zu erhalten und zu
fördern. Für Bürgerinnen und Bürger, für
Wirtschaft und Wissenschaft ist ein freier,
ungehinderter Zugang zum Internet von
großer Bedeutung und entscheidet mit über
den Wohlstand eines Landes.

Die Entfaltung der Freiheitsrechte, im be-
sonderem Maße das Persönlichkeitsrecht
und das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung, müssen im digitalen Zeitalter
gewahrt und ihre Durchsetzbarkeit gesi-
chert werden. Wir schlagen deshalb vor,
eine Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestages einzusetzen, die sich mit den
soziologischen und politischen Auswirkun-
gen dieser Veränderungen befasst.

Hintergrund: Nach § 56 der Geschäftsord-
nung des Bundestages kann zur Vorberei-
tung von Entscheidungen über umfangrei-
che und bedeutsame Sachkomplexe eine
Enquete-Kommission eingesetzt werden.
Enquete-Kommissionen bestehen aus Ab-
geordneten und Sachverständigen. Beide
Gruppen arbeiten in ihr als gleichberechtig-
te, stimmberechtigte Mitglieder.

Zitat

«Dieser Haushalt zeigt sehr genau, dass es
gelingen kann, das Staatsdefizit zurückzu-
führen. Der Haushalt 2005 hatte ein struk-
turelles Defizit von 60 Milliarden Euro. Wir

hätten die Nettoneuverschuldung auf
6 Milliarden Euro zurückgeführt, wenn nicht
die Kosten der Krise dazugekommen wä-
ren.»
(Der Vorsitzende der Unionsfraktion, Volker Kauder,
am Mittwoch im Deutschen Bundestag in der Gene-
raldebatte zum Bundeshaushalt 2010)

Persönliche Notizen

1.
Mit dem Jahresbeginn habe ich meine Ge-
spräche zur Verkehrssituation in unserer
Region fortgesetzt, dieses Mal mit der
Deutschen Bahn AG.

Es geht u.a. um den Ausbau der Strecke
Goldshöfe-Crailsheim, die Elektrifizierung
der Strecke Aalen-Ulm und die Verbesse-
rung des Wagenmaterials auf der Strecke
nach Stuttgart.

Übergeordnet haben wir das Ziel, dass wir
unsere Region für das Projekt Baden-
Württemberg 21 fit machen – sonst haben
wir mit Stuttgart 21 ein „Juwel in schlechter
Fassung“.

Die Bahn sagte mir Ortstermine in unserer
Region für dieses Jahr zu. Zugleich soll
dabei die Modernisierung unserer Bahnhö-
fe auch hinsichtlich der notwendigen Barrie-
refreiheit betrachtet werden.

In die Gesamtplanung fließen neben der
Bahn viele Überlegungen ein, unsere Hei-
mat „ganzheitlich“ fit für die Zukunft zu ma-
chen:

 Forderung des Ausbaus der Achse
Stuttgart-Augsburg (B29) und der B
466,

 Aufbau eines Lehrstuhls für Innovati-
onsmanagement in der Region, damit
der Bildungsstandort gestärkt wird und
moderne, attraktive Arbeitsplätze auch
künftig geschaffen werden können,

 durch den Einstieg in Erneuerbare
Energien, unser geplantes Netzwerk mit
Partner aus Wirtschaft, Landwirtschaft,
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Handwerk und den Hochschulen mithel-
fen, die regionale Wertschöpfung zu er-
höhen und unsere Energieversorgung
dezentraler und damit sicherer zu ma-
chen.

Ich bin mir sicher, dass alle Verantwortli-
chen das gemeinsam meistern werden,
eine Arbeit für Jahrzehnte.

2.
In 25 Veranstaltungen bei unseren Ortsver-
bänden, Gemeindebesuchen und Neu-
jahrsempfängen habe ich zwischen dem
06. und 14. Januar für die Politik unser
christlich-liberalen Koalition geworben.

Mit guter Resonanz und vielen guten Anre-
gungen für meine Arbeit in Berlin und zahl-
reichen neuen Terminen für weitere Ver-
anstaltungen mit dem Breitensport, der
Landwirtschaft, dem Handwerk ,der Indust-
rie, der Wissenschaft und Ärzteschaft in
den nächsten Wochen und Monaten.

3.
Die Sommeraktionstage im Altkreis Aalen
(22.08. bis 04.09.) und im Landkreis Hei-
denheim (voraussichtlich im Juli) stehen
unter dem Motto „Unterwegs für das Eh-
renamt“.

Ich möchte gerne die ehrenamtliche Arbeit
unserer Mitmenschen im Verein, in der
Kinder- und Seniorenbetreuung, in Hilfsor-
ganisationen aber auch die der ehrenamtli-
chen Prüfer in Industrie und Handwerk he-
rausstellen. Dabei wollen MdL Winfried
Mack, MdL Bernd Hitzler und ich das wie-
der mit zünftigen Wanderungen verbinden.
Anregungen sind herzlich wollkommen.

4.
In Berlin liefen diese Woche neben den
Haushaltsberatungen viele vorbereitende
Gespräche für die Afghanistan-Konferenz
nächste Woche im London. Hier brauchen
wir viel Ausdauer und einen langen Atem,
um den zivilen Anteil bei der Unterstützung
des Landes erheblich zu erhöhen und eine
Ausstiegsstrategie für das Militär zu errei-
chen.



Roderich Kiesewetter
Mitglied des Deutschen Bundestages



